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Die institutionellen Kulturen Eu-
ropas kennzeichnet die Verbin-

dung struktureller Rationalität mit
personaler, politischer und sozialer
Freiheit: Im programmatischen Ho-
rizont der „Ideen von 1789“ ent-
wickelte sich europäische Modernität
in den Spannungen von wirtschaftli-
cher Freiheit und staatlicher Einheit,
sozialer Gleichheit und solidarischer
Gemeinschaft. In diesem Rahmen
verband sich moderne Staatsräson
mit politischer Freiheit zu demokra-
tischer Legitimität. Dazu bot der of-
fene Markt einen produktiven Rah-
men wirtschaftlicher Liberalität.
Aber auch der „zwischen Markt und
Staat“ sich entwickelnde Dritte Sek-
tor selbstorganisierter Solidarität
prägte die politischen und sozialen
Kulturen des modernen Europa.

Damit manifestiert sich die eu-
ropäische Idee der Freiheit nicht nur
in personaler Identität, wirtschaft-
licher Liberalität, demokratischer
Legitimität oder kultureller Kreati-
vität. Auch über das „Medium Soli-
darität“ steuern sich moderne Sozial-
kulturen, wenn Gemeinschaft und
Gemeinsinn sich finden und über die
moderne Assoziationsfreiheit selbst-
organisierter Solidarität dauerhafte
Bindungen eingehen. Im alten Euro-
pa war dies vorbereitet in den tradi-
tionalen kommunalen und korpora-
tiven Freiheiten von Gemeinden,
Stiftungen oder Genossenschaften.
Modernere Formen der Vermittlung
von Gemeinschaft und Freiheit ent-
wickelten sich mit den freien Verei-
nigungen und sozialen Bewegungen
des Europäischen Revolutionszeital-

ters. Heute, im zusammenwachsen-
den Europa, kommt es zu neuen, oft
grenzübergreifenden Initiativen selbst-
bewußten und selbstorganisierten En-
gagements - im „Public-private part-
nership“ einer aktiven Gesellschaft. 

Dieser Rahmen einer selbstorga-
nisierten oder selbstgesteuerten Soli-
darität begründet sich ordnungspoli-
tisch über Prinzipien der Subsidia-
rität, also über einen prinzipiellen
Vorrang personaler Netzwerke ge-
genüber den funktional geschalteten
Apparaten der Organisationsgesell-
schaft. Dieses auf europäischer Ebene
in den Verträgen von Maastricht in-
stitutionell bestätigte und bekräftigte
Prinzip einer subsidiären Solidarität
prägte Europa auf allen Ebenen
durch die solidarischen Kräfte des
Selbst. 

Die Europäische Modernität entwickelte sich im Spannungsfeld von wirtschaftlicher
Freiheit und staatlicher Einheit, sozialer Gleichheit und solidarischer Gemeinschaft.

Zwischen Markt und Staat entstand dabei ein Bereich selbstorganisierter Solidarität:
Vereine, Verbände, Genossenschaften, Stiftungen – der sogenannte „Dritte Sektor“. Im

gegenwärtigen Europa kommt es aus dieser Tradition heraus zu neuen, oft
grenzübergreifenden Formen selbstorganisierten und selbstbewußten Engagements –

wie den Initiativen des „Public-private partnership“ und den „Neuen sozialen
Bewegungen“. Die Organisationsfragen, Motivationsprofile und Legitimationsprobleme

der auf Ehrenamt und freiem Engagement gründenden Vereinigungen sind das
Untersuchungsfeld einer international vergleichenden Drittsektorforschung, die bei den

Unterschieden in den sozialen und politischen Kulturen Europas ansetzt.

Subsidiäre Solidarität zwischen
Markt und Staat

Der Dritte Sektor in den institutionellen Kulturen Europas
Von Eckart Pankoke
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Die heute überall in Europa als
Dritter Sektor diskutierte Selbst-
organisation bürgerschaftlichen Ge-
meinsinns versteht sich als Antwort
auf die Schwellen und Krisen der
industriellen Moderne. Gleichwohl
weisen die Programme und Proble-
me bürgerschaftlicher Autonomie
historisch tief zurück: vor die Bür-
gerliche Moderne in das Ordnungs-
denken und Gemeinschaftsleben des
alten Europa. Viele auch heute noch
beschworene Leitbegriffe freien
Engagements fanden ihre Prägung
im Ethos ständischer Ordnung, das
gilt für das traditionelle Verständnis
von „Ehre“ und „Treue“, „Innung“
und „Stiftung“, „Verein“ und „Ver-
band“, „Freiheit“ und „Bindung“,
„Gemeinschaft“ und „Genossen-
schaft“, „Corporation“ und „Com-
munio“.

In solchen Traditionen fand Ver-
bindlichkeit ihren sozialen Grund in
der selbstverständlichen Verbunden-
heit sozialer Nähe: Bindungen waren
anzunehmen als gottgewollt oder na-
turgegeben, als „Schicksal“ und
nicht als von Menschen gemachte
„Geschichte“. Nicht nur die „Frei-
heiten“, auch die „Gemeinschaften“
gründeten in einer gestandenen Ord-
nung der Selbstverständlichkeit in-
stitutioneller Kultur. 

Auf diesem historischen Grund
spiegelt die Programmgeschichte ge-
sellschaftlicher Selbstorganisation
die Schwellen und Krisen europäi-
scher Modernisierung. Dies ist auf-
zuzeigen an den Gründungskonstel-
lationen und Entwicklungsperspek-
tiven von Stiftungen, Genossen-
schaften, Selbstverwaltungen und
Ehrenämtern, freien Vereinigungen
und sozialen Bewegungen. Dabei
geht es nicht mehr nur um Organi-
sationsfragen der inneren Verfas-
sung freier Träger. Immer brisanter
werden zugleich auch die Relations-
probleme im komplex vernetzten
Beziehungs- und Spannungsfeld
zwischen den selbstaktiven Kräften
sozialen Engagements und den sich
weitenden Mächten von Markt und
Staat.

Freies Engagement: zwischen
„funktionalem Dilettantismus“
und „extra-funktionaler Freiheit“ 

Die Organisationsfragen, Motiva-
tionsprofile und Legitimationsprob-
leme der auf Ehrenamt und freiem
Engagement gründenden Vereini-
gungen, Stiftungen und sozialen Be-
wegungen sind längst Thema einer
international vergleichenden Dritt-
sektorforschung. Dabei sind die na-
tionalen Besonderheiten des Asso-
ziationsrechts, wie auch nationale
Unterschiede der sozialen und poli-
tischen Kulturen zu berücksichtigen.
Schon die in den europäischen Spra-
chen unterschiedlichen Bezeichnun-
gen für die Akteure des „Ehren-
amts“ wie „volunteers“ (engl.),
„dilettanti“ (ital.) oder „vrijwilligers“
(ndl.) verweisen auf Eigenheiten der
sozialen und politischen Kulturen.
Im Englischen unterscheidet sich der
„volunteer“ vom „honorable official“.
In Deutschland trennt die Fachwelt
den „alten“ vom „neuen Ehrenamt-
lichen“ und unterscheidet dabei zwi-
schen „Ehrenamt“ (in der Verant-
wortung strategischer Entscheidung)
und „Freiwilligenarbeit“ (in der
„front-line“ problemnaher Dienst-
leistung); andere Unterscheidungen
markieren Spannungen zwischen
„Ehre“ und „Engagement“, zwi-
schen „Dienst“ und „Selbstbezug“.
(JAKOB 1993)

In der aktuellen Praxis der
(Selbst-)Organisation freien Engage-
ments – von den Sportvereinen über
Wohlfahrtsverbände und Kulturini-
tiativen bis hin zu operativen und
strategisch aktiven Stiftungen – wird
allerdings bewusst, dass mit der Mo-
dernisierung der Gesellschaft(en) de-
ren moderne Bürger offensichtlich
immer weniger zu bewegen und zu
begeistern sind, sich in der Verbind-
lichkeit eines traditionellen Ehren-
amtes auf Dauer zu binden. Für Leu-
te von heute bietet ein „Ehrenamt“
offensichtlich nicht mehr „Ehre“,
sondern wird eher belächelt als welt-
fremder und selbstloser Einsatz, der
ohne „Geld“ wenig „Sinn“ macht.

Die freien Kräfte, die im Sinne
sozialer „Selbstbestimmung“ aktiv
werden, sehen sich nur zu oft auf
„Selbstausbeutung“ zurückgeworfen.
In unserer modernen und mobilen
Welt, in der Verbindlichkeiten immer
mehr wegmodernisiert wurden, muss
dann auch die wertrationale Bindung
von „Amt“ und „Ehre“ als irrational
und dysfunktional erscheinen. 

Die Grenzen und Krisen ehren-
amtlicher Verwaltung und Verant-
wortung beobachtete schon MAX

WEBER; seine Kritik an den Dys-
funktionalitäten von Honoratioren-
politik macht heute unter der pole-
mischen Problemformel des „funk-
tionalen Dilettantismus“ neu die
Runde. So wird die „Krise des Eh-
renamtes“ in den Feldern gesell-
schaftlicher Selbstorganisation und
öffentlicher Selbstverwaltung zur
praktischen Frage nach neuen We-
gen der Personal- und Organisati-
onsentwicklung. Dies aber verstärkt
die Spannungen zwischen den Pro-
fessionellen und den voluntären und
partizipativen Vertretern freier
Initiativen. Daher sind heute die die-
sen Prozessen zu Grunde liegenden
Organisations- und Kommunikati-
onsformen neu zu gestalten. Dies gilt
besonders für die Rekrutierung,
Qualifizierung und Motivierung ei-
nes aktiven, kreativen und engagier-
ten Personals – im haupt- wie ehren-
amtlichen Bereich. 

Neue Arbeit: Soziales Kapital und
gesellschaftliche Produktivität 

Der historische Rückblick auf die
Entwicklungen des Dritten Sektors
in den Gesellschaften Europas kann
deutlich machen, dass Konzepte ge-
nossenschaftlicher Selbsthilfe und
staatlich subventionierter „Assozia-
tionen der Arbeit“ als aktive Ant-
wort auf die „Krisen der Arbeitsge-
sellschaft“ praktische Relevanz hat-
ten. Auch in den Beschäftigungskri-
sen der gegenwärtigen postindustri-
ellen Moderne richtet sich arbeits-
und gesellschaftspolitisches Interesse
auf die besonderen Möglichkeiten
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des Dritten Sektors, die Organisation
von Arbeit mit neuen Assoziations-
modellen sozialer Selbstorganisation
zu verbinden. 

Gerade wenn die sozialen Barrie-
ren struktureller Arbeitslosigkeit die
Chancen verbauen, über den Arbeits-
markt „Arbeit für alle“ garantieren
zu können, kommt es darauf an, jen-
seits der nun enger schließenden
„Grenzen“ der industriellen Arbeits-
gesellschaft neue Wege hin zu einer
Aktivgesellschaft zu finden. Dies
wird auch jenen Menschen, deren
Erfahrungen und Fähigkeiten sich
auf dem Arbeitsmarkt rein wirt-
schaftlich nicht mehr rechnen,
Chancen eröffnen, ihr soziales Kapi-
tal als Kompetenz zu erfahren.

Im Rahmen des gesellschafts-
politischen Engagements von freien
Trägern und freien Initiativen des
Dritten Sektors in den Krisen der
Arbeitsgesellschaft bietet besonders
das Konzept genossenschaftlicher
Selbsthilfe und Selbstorganisation
eine konstruktive Perspektive für
Initiativen assoziativer Beschäfti-
gung „jenseits von Markt und Staat“.
Damit gewinnt der Dritte Sektor als
institutioneller Rahmen für einen
„zweiten Arbeitsmarkt“ aufs Neue
praktisches Interesse: Vor diesem
Hintergrund wird die Formel von
der „aktiven Gesellschaft“ für die
neuen Programme der Selbsthilfe
auch zur Herausforderung, auf öf-
fentliche Anerkennung und die För-
derung ihrer sozialen Aktivitäten
und Aktivierungen zu setzen. In
diesem Bereich gibt es heute überall
in Europa richtungsweisende soziale
Experimente am Rande der Arbeits-
gesellschaft. Die Programme und
Probleme dieser Wege in die aktive
Gesellschaft markiert die Studie des
italienischen Soziologen ENRICO

TALIANI (Universität Pisa) „Margi-
nalità sociale e nuova progettualità“
(Pisa 1996), die sich – sinngemäß
übersetzt – mit „sozialer Randstän-
digkeit und projektivem Aufbruch“
beschäftigt.1

Auch in Deutschland kommen
heute weniger Impulse und Initiati-

ven auf dem Wege zur „aktiven Ge-
sellschaft“ aus den Apparaten staatli-
cher Macht oder den sicheren Ker-
nen der Arbeitsgesellschaft als aus
den „zweiten“ und „dritten Wegen“
des Verbundes von Drittem Sektor
(zum Dritten Sektor als „dritter
Kraft“ vgl. STRACHWITZ 1998) und
zweitem Arbeitsmarkt (vgl. TRUBE

1997). 
Auch im europäischen Rahmen

werden die Potentiale der Selbstor-
ganisation in die Implementation ei-
ner supranationalen Gesellschaftspo-
litik einbezogen werden. Dies doku-
mentiert die im Amsterdamer Ver-
trag 1997 vereinbarte gemeinsame
Aktion gegen die Exklusion gesell-
schaftlicher Randgruppen. Dabei
geht es gewiss zunächst um die Be-
schäftigungsfrage an den Rändern
der Arbeitsgesellschaft. Gefördert
werden aber auch Bildungs- und Be-
ratungsangebote zur Organisations-
und Personalentwicklung von Dritt-
sektororganisationen. So wurde die
Programmatik „from exclusion to
full participation“ bewusst nicht nur
als Beschäftigungsprojekt, sondern
als Bildungsprojekt angelegt, das so-
ziale Randgruppen in ihrer sozialen
Kompetenz und ihrem politischen
Engagement stärken soll.

In den Niederlanden wird in die-
sem Zusammenhang beispielhaft ver-
sucht, die Rand- und Problemgrup-
pen des Arbeitsmarktes (zunächst)
für ein partizipatives Engagement im
Dritten Sektor zu qualifizieren, zu
motivieren und zu aktivieren. Auch
wer durch Schließung des Erwerbs-
sektors von sozialer Ausgrenzung
bedroht ist, soll so über die im Drit-
ten Sektor mögliche Kompetenz-
erfahrung mit sozialem Kapital auch
an Selbst- und Sozialvertrauen ge-
winnen können, auf dem dann auch
die Suche nach einer Beschäftigungs-
chance im Erwerbssektor aufbauen
kann. In den inzwischen gelaufenen
Projektwellen können jeweils 350
Personen betreut werden. Die Aus-
wertung der ersten Welle ermutigt
zur Weiterführung und zur Übertra-
gung dieses Modells auch auf andere

europäische Regionen; der Erfolg ist
beeindruckend: Über 80 Prozent der
betreuten Personen sind aktiv in ei-
ner Selbsthilfegruppe auf Ortsebene,
etwa 20 Prozent haben durch Unter-
stützung einen bezahlten Job gefun-
den, manche haben eine Ausbildung
oder ein Studium aufgenommen
(BOTHMER 1999: 54). Vielleicht war
es entscheidend für den Erfolg dieser
Bildungsinitiative, dass dieses Pro-
jekt im Sinne des Prinzips einer soli-
dar-partnerschaftlichen Steuerung
vorsah, die jeweiligen Lernziele zwi-
schen professionellen Ausbildern
und den betroffenen (oder auch ehe-
maligen) Arbeitslosen auszuhandeln. 

Andere Programme fördern die
Organisationsentwicklung von Ini-
tiativen gesellschaftlicher Selbstorga-
nisation auf dem Weg zum wirt-
schaftlich selbstständigen sozialen
Unternehmen durch Beratung: Ein
Beispiel ist das in den südeuropäi-
schen Ländern erfolgreiche Projekt
OKAPI. Der mit diesem Namen
symbolisierte Bezug auf ein aus
scheinbar unterschiedlichen Tier-
arten vermittelndes Zwischenglied
der Evolution zielt auf die Kombina-
torik einer Mischstruktur, bei der
sich die Solidarität einer assoziativen
Vereinigung und die Produktivität
eines wirtschaftlichen Unternehmens
verbinden sollen: „OKAPI wurde
geschaffen, um die Umwandlung
von Verbänden und Freiwilligen-
organisationen zu Sozialunterneh-
men zu untersuchen und zu vertie-
fen. (…) OKAPI möchte den Verei-
nigungen und Freiwilligenorganisa-
tionen technische Unterstützung
bieten, sobald diese beschließen, den
Schritt zum Übergang zu Formen
des Sozialunternehmens zu vollzie-
hen.“ (CRUCIANI 1999: 63) 

Überall in Europa wird deutlich,
dass gerade auf der Basis einer „loka-
len Ökonomie“ das „soziale Kapi-
tal“ der Non-Profit-Organisationen
des Dritten Sektors mit Entwick-
lungsprogrammen der lokalen Wirt-
schaftsförderung vermittelt werden
kann. Dabei sind unterschiedliche
korporative Akteure (wie Genoss-
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senschaften und Stiftungen, freie
Träger und Initiativen der verbandli-
chen Wohlfahrtspflege, Kirchen und
kulturelle Felder, aber auch Hand-
werkskammern und Gewerkschaf-
ten, kommunale Sozialverwaltung
und die lokale Stufe der staatlichen
Arbeitsverwaltung, oft auch Institu-
tionen der Erwachsenenbildung und
Hochschulen) miteinander zu ver-
knüpfen. Richtungsweisend für sol-
che Konstellationen ist die Zusam-
menarbeit all dieser Institutionen im
Rahmen sogenannter „Beschäfti-
gungspakte“ (wie etwa der „Essener
Konsens“), die sich, herausgefordert
durch die lokale Beschäftigungskrise
und die Berufsnot vieler Hochschul-
absolventen, jeweils „vor Ort“ zu-
sammengefunden haben. Auch auf
internationaler Ebene ist dieses Kon-
zept eines lokalen Beschäftigungs-
paktes gewürdigt worden. So kam
eine dazu richtungsweisende OECD-
Studie (1998) zu dem Ergebnis, „daß
lokale Pakte zur Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit um so effizienter ar-
beiten, je offener sich die institutio-
nalisierten Träger und Verantwortli-
chen für die Einbeziehung und Mit-
arbeit sozialer Gruppen und Akteure
zeigen, die konstitutiv sind für das
lokale Gemeinwesen und einen
wichtigen Bestandteil der lokalen
Ökonomie ausmachen.“ (EVERS

1999: 98)
Andere Konstruktionen der

Mischträgerschaft und der Misch-
finanzierung finden sich in Program-
men der ökologischen, kulturellen
und ökonomischen Erneuerung der
durch wirtschaftliche Strukturkrisen
betroffenen oder bedrohten Stadttei-
le oder – wie das Beispiel der „Inter-
nationalen Bauausstellung Emscher-
park“ demonstriert – den Program-
men zur Veränderung ganzer Indu-
strieregionen in den strukturschwa-
chen Regionen Europas. Solche
„Mehrgesellschafterkonstruktion(en)
soll(en) zugleich helfen sicherzustel-
len, daß die Verpflichtung auf ein
mehrdimensionales Zielkonzept, auf
wirtschaftliche und soziale Ziele,
Qualitätsziele für Kunden und Qua-

lifizierungsziele für Beschäftigte tra-
gend bleibt.“ (EVERS 1999: 100) 

Die beschäftigungspolitischen
Effekte solcher Verbundprojekte
machten Mut, dazu förderliche Rah-
menbedingungen auf europäischer
Ebene zu institutionalisieren: Im
Rahmen der bereits 1993 unter
DELORS programmatisch begründe-
ten Entwicklungsperspektive einer
europäischen „Neuen Sozialwirt-
schaft“ („Economie Sociale“) ging
es um lokale oder territoriale Be-
schäftigungspakte, in denen für die
„aktive Gesellschaft“ der „aktivie-
rende Staat“ gefordert wurde
(EUROPÄISCHE KOMMISSION 1998).
Dabei sollte öffentliche Förderung
(nicht zuletzt durch EU-Mittel) be-
wirken, dass in partnerschaftlicher
Kooperation von staatlichen Impul-
sen und gesellschaftlichen Initiati-
ven, die neuen Formen der Misch-
finanzierung und der Mischträger-
schaft eine Basis schaffen sollten, auf
der „solidarische Orientierungen an
den Bedürfnissen sozial- und ein-
kommensschwacher Bevölkerungs-
gruppen und eine erhebliche unter-
nehmerische Risiko- und Innovati-
onsbereitschaft einander ergänzen
statt ausschließen sollten“. (EVERS

1999: 102)
Im Blick auf eine neue „Arbeits-

teilung“ in „Erwerbsarbeit“ und
„Eigenarbeit“, „Solidararbeit“ und
„Bürgerarbeit“ gewinnen auch tradi-
tionelle wie alternative Formen der
Genossenschaft sozialwirtschaftli-
ches Interesse, zumal vom Prinzip
der „freien Assoziation“ sich viele
einen Ausweg aus den Krisen einer
festgefahrenen „Organisation der
Arbeit“ versprechen wollen.

Neue soziale Bewegung: Aktions-
potentiale sozialer Reflexivität 

Waren die klassischen sozialen Be-
wegungen der industriellen Arbeits-
gesellschaft fixiert auf die primär
materiell definierten Klassenlagen
von Kapital und Arbeit, so unter-
scheiden sich davon heute die „neu-
en sozialen Bewegungen“, die sich

nicht allein an der „alten Politik“ der
arbeitsgesellschaftlichen und wohl-
fahrtspolitischen Verteilungskämpfe
orientieren. Diese Fronten materieller
und weitgehend auch quantifizier-
barer Interessen werden zunehmend
überlagert durch eine „neue Politik“
der („post-materialistischen“) Aus-
einandersetzung um Qualitäten des
Lebens. Die neuen sozialen Bewe-
gungen wollen die situative Betrof-
fenheit und engagierte Bewegtheit
sozialer Bedürfnisse, Hoffnungen
oder auch Ängste artikulieren, orga-
nisieren und über die Herstellung
von oft subkultureller und subversi-
ver Öffentlichkeit als „neue Politik“
politisieren. Neue soziale Bewegun-
gen agieren für „nachhaltige Ent-
wicklung“ und gegen die etablierten
Systeme, die sich in ihren Umwelt-
problemen und Zukunftsfolgen
nicht mehr verantworten lassen. So
geht es bei allen neuen sozialen Be-
wegungen um die Wechselwirkung
von subjektiver (Mit-)Betroffenheit
und einem kollektiv zu organisieren-
den Engagement für Alternativen zu
den herrschenden Mustern und
Mächten. So wie die Ökologiebewe-
gung ein neues Verhältnis techni-
scher Systeme zur naturalen Umwelt
anstrebt, geht es der Alternativbewe-
gung vor allem um eine Umwertung
im Verhältnis von Arbeit und Leben.
So setzt die Selbsthilfebewegung auf
eine neue „Kultur des Helfens“, die
Frauenbewegung auf Umwertungen
im Geschlechterverhältnis und die
Friedensbewegung auf eine neue
Verständigung der Völker. Während
die alten sozialen Bewegungen auf
die Veränderung der Produktions-
verhältnisse fixiert blieben, setzen
die neuen sozialen Bewegungen im-
mer auch auf eine neue Kultur der
menschlichen und gesellschaftlichen
Re-Produktion. Die fordert eine
kommunikative Kultur der Begeg-
nung, Auseinandersetzung und
Verständigung: Dialog und Diskurs,
Interaktion und Reflexion. 

Längst weitete sich der Horizont
neuer sozialer Bewegungen in euro-
päische, ja globale Dimensionen der
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Weltgesellschaft. Mit der Globalisie-
rung von Massenkommunikation,
welche kulturelle Impulse weltweit
durchschlagen lässt, muss sich Be-
troffenheit von systemischer Be-
nachteiligung und solidarische Mit-
betroffenheit heute weltweit orien-
tieren, organisieren und aktivieren.
Auch hier formieren sich globale Be-
wegungen im Dritten Sektor als
weltweit operierendes Engagement
für Frieden, Gerechtigkeit und Be-
wahrung der natürlichen Grund-
lagen des Lebens (vgl. Greenpeace,
WWF, Amnesty International).

Neue Räume und Horizonte: Der
Dritte Sektor im inter- und supra-
nationalen Transformationsprozess

Auf geschichtlichem Grund der
europäischen Traditionen einer bür-
gerschaftlichen Sozialkultur (von
der antiken Polis über die stadt- und
wirtschaftsbürgerliche Selbstorgani-
sation der Zünfte, Genossenschaften
und Stiftungen des Mittelalters und
der frühen Neuzeit über die freien
Vereinigungen und sozialen Bewe-
gungen der bürgerlichen Gesell-
schaft bis hin zu aktuellen „Alterna-
tiven“ der Selbst- und Solidarhilfe)
gewinnen die Assoziationsformen
bürgerschaftlichen Engagements
neue Aktualität in dem sich „zwi-
schen Markt und Staat“ – heute auch
auf europäischer Ebene – neu for-
mierenden Dritten Sektor gesell-
schaftlicher Selbstorganisation.2 Im
internationalen Vergleich, wie auch
im Vergleich zwischen national-
staatlichen und europäischen Ent-
wicklungen interessieren die unter-
schiedlichen kulturellen Prägungen
und institutionellen Bedingungen
für Vereinswesen und Ehrenamt, für
aktives Engagement und freie Initia-
tive. Die neuen Organisations- und
auch Relationsmuster von „Non-
Profit“ und „Non-Governmental
Organizations“ (NPOs, NGOs)
sind zu beobachten an den korpora-
tiven Akteuren des wohlfahrtsstaat-
lichen Korporatismus, an Stiftun-
gen, an Genossenschaften, an Alter-

nativarbeit und Kulturinitiativen,
wie auch an neuen Gruppierungen
konfessioneller Kultur – oder auch
an den bürgerschaftlichen Formen
eines kommunalen Kommunita-
rismus. 

Die europäische Weitung der
politischen und ökonomischen, wie
auch der kulturellen Horizonte
bringt auch die Organisationen und
Relationen des Dritten Sektors
unter Modernisierungsdruck. Dabei
bedeuten die europäischen Schwel-
len auch eine Herausforderung und
Chance: In den gesellschaftspoli-
tischen „Policy“-Feldern der „Cul-
tur- und Wohlfahrtszwecke“, wo-
rauf im 19. Jahrhundert das „Gesetz
wachsender Staatstätigkeit“ und die
Frage nach subsidiärer Gegensteue-
rung bezogen war, zeigen sich heute
die Grenzen der klassischen Ratio-
nalität von Staaten und Märkten
zunächst im europäischen und zu-
nehmend auch im globalen Hori-
zont. Gerade wo die Grenzen staat-
licher Souveränität und nationaler
Märkte sich öffnen, sind Drittsektor-
organisationen besonderes gefordert
und auch geeignet, eine grenzüber-
greifende Ebene der Problemwahr-
nehmung und Problembearbeitung
aufzubauen.

Weil in den sensiblen Feldern so-
zialer Probleme längst deren europäi-
sche, ja globale Wechselwirkungen
bewusst werden, auf internationaler
Ebene aber eine dafür zuständige
Staatlichkeit nicht entwickelt werden
kann (oder auch: soll), spricht vieles
dafür, die selbstorganisierten Res-
sourcen und Potentiale des Dritten
Sektors aktiv in die Verantwortung
zu nehmen. Dass der Dritte Sektor
sich darauf einlässt, zeigt sich schon
daran, wie zügig sich seine Organe
und Organisationen – ganz anders
als die staatlichen Verwaltungen –
bereits auf europäischer Ebene gren-
zübergreifend formiert haben. Dies
schafft zugleich auch ein Gegenge-
wicht zur explosiven Dynamik glo-
baler Märkte, wie sie sich in Europa
auf den sich ausweitenden Sozial-
märkten bereits abzeichnen. 

Sozialwissenschaftliche Theorien
moderner Gesellschaftspolitik3 ha-
ben in kulturvergleichender Betrach-
tung nationaler und übernationaler
Wohlfahrtskulturen4 darauf hinge-
wiesen, dass die Probleme wie die
Programme bei ihren unterschied-
lichen nationalen und regionalen
Umständen in ihren strukturellen
Prämissen wie kulturellen Perspekti-
ven zu unterscheiden sind. Dazu hat
die „Soziologie sozialer Probleme“
bewusst machen können, dass soziale
Notlagen auf unterschiedlichen Ebe-
nen und mit unterschiedlicher Aus-
richtung öffentlich als „soziales
Problem“ problematisiert und so
auch sozialpolitisch als Politikum
behandelt werden können. Dabei be-
stimmte sich die Perspektive jeweils
über die Definitions- und Konstruk-
tionsprozesse sozialer Normalität
bzw. politischer Legitimität.5 So
wurden in den unterschiedlichen na-
tionalen und regionalen Kontexten
Europas die Krisen arbeitsgesell-
schaftlicher Modernität in unter-
schiedlichen Perspektiven als „sozia-
le Frage“ zum Problem und Politi-
kum „gemacht“, um die institutio-
nellen Antworten sozialer Politik –
mit Hilfen, Diensten und Kontrollen
– zu programmieren.6

Im europäischen Einigungspro-
zess interessiert allerdings nicht nur
der Vergleich der unterschiedlichen
nationalen Modernisierungspfade
und Wohlfahrtssysteme. Zugleich
stellt sich die Frage, inwieweit sich
eine transnationale Ebene der Wohl-
fahrtspolitik und ihrer korporativen
Akteure durchsetzt, deren Struk-
turen und Kulturen die nationalen
Prägungen überlagern und durch-
dringen könnten.7

Nicht nur die sozialen Probleme
aber sind in ihren spezifisch europäi-
schen Perspektiven herauszuarbei-
ten; auch im Blick auf die Program-
me und Potentiale der sozialpoliti-
schen Problembearbeitung sind eu-
ropäische Besonderheiten zu profi-
lieren. Dabei gewinnen die europäi-
schen Traditionen kommunaler und
korporativer Selbstverwaltung aktu-
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elle Bedeutung im Dritten Sektor,
also der Selbstorganisation bürger-
schaftlichen Engagements „zwischen
Markt und Staat“.

Zugleich stellt sich die Frage
nach den Spannungen zwischen der
Ebene der nationalen und regionalen
Verschiedenheiten und den sich ge-
samteuropäisch institutionalisieren-
den Potentialen und Perspektiven.
Gerade wenn wir die wohlfahrtskul-
turelle Entwicklung des Dritten Sek-
tors beobachten, lassen sich – über
allen nationalen Unterschieden –
Tendenzen einer „europäischen“ Re-
gulierung, Normalisierung und Ko-
ordination von Drittsektoraktivitä-
ten herausarbeiten.

Auch wenn die institutionelle
Bedeutung von Eigeninitiative und
Selbstorganisation als partizipative
Vertiefung demokratischer Moder-
nität in allen politischen Kulturen
Europas wirksam ist und die ord-
nungspolitische Verbindung von So-
lidarität, Pluralität und Subsidiarität
auch in den Verträgen und Verfas-
sungen der europäischen Ebene in-
stitutionell gewürdigt wird, sind
doch die unterschiedlichen nationa-
len Prägungen und Entwicklungen
zu beachten.

Die sozialwissenschaftliche Ver-
bändeforschung verweist dazu im
europäischen Vergleich auf die un-
terschiedlichen Ausprägungen von
Zentralismus, Föderalismus und
Korporatismus.8 Zu beachten ist das
nach regionalen politischen Kulturen
unterschiedliche Gewicht kommu-
naler und regionaler Interessen oder
auch das unterschiedlich gestaltete
Verhältnis von Staat und Kirche,
konfessionalistischen, ökumenischen
oder auch laizistischen Kulturen. Es
wird zu untersuchen sein, inwieweit
diese Profile in den Transformations-
prozessen der europäischen Integra-
tion sich halten, steigern oder verän-
dern können. 

Vermutlich wird gerade auch für
die Modernisierung des Dritten Sek-
tors der europäische Trend zu be-
achten und zu verdeutlichen sein,
dass Traditionalität in Rationalität

überführt wird – und Rationalität im
Rahmen institutioneller Reflexivität
wieder relativiert wird. 

Supranationale Koordination:
der Dritte Sektor auf europäischer
Ebene

In der inneren Verfassung des euro-
päischen Einigungsprozesses gewinnt
der Dritte Sektor selbstorganisierten
Engagements zunehmend an institu-
tioneller Bedeutung – bewusst auch
als Gegenkraft zu einem befürchte-
ten „eurokratischen“ Zentralimus.
Darauf zielte grundsätzlich das in
den europäischen Verträgen von
Maastricht bestätigte Prinzip der
„Subsidiarität“, das nun in weiter-
führender institutioneller Ausgestal-
tung in den sich abzeichnenden Re-
gelungen und Einigungen des Drit-
ten Sektors zu konkretisieren ist. 

Auf die sozialen Probleme der
im Schatten von Modernisierungs-
prozessen sich weitenden Diskrimi-
nierung und Marginalisierung soll
nun der Dritte Sektor selbstorgani-
sierten Engagements im Sinne eu-
ropäischer „sozialer Grundrechte“
eine Antwort weisen: Dies gilt für
die Schaffung neuer Arbeitsplätze,
wie für die Modernisierung sozialer
Dienste und kultureller Entwicklun-
gen. 

Der hierzu bereitgestellte euro-
päische Sozialfonds könnte für Ini-
tiativen und Aktivitäten des Dritten
Sektors – nun im europäischen Maß-
stab – eine operative Basis bieten,
was zugleich aber auch die institu-
tionelle Konsolidierung und Regu-
lierung voraussetzen muss: Hinzu-
weisen ist auf die Einbeziehung der
NGOs in die neue Gemeinschafts-
initiative EQUAL zum Abbau von
Diskriminierungen des Arbeitmark-
tes unter Verwendung von Sozial-
fondsressourcen durch kommunale
Initiativen und selbstorganisierte
Projekte. Hier wird die Vermitt-
lungschance der NGOs ausdrücklich
anerkannt: „NGOs haben Pionierar-
beit geleistet. (…) Die öffentlichen
Einrichtungen müssen dies verstärkt

aufgreifen und lernen und sollten
Wissen und Einsatz der NGOs sys-
tematischer in ihrer Systeme einar-
beiten“, so der zuständige EU-Kom-
missar FLYNN in seinem program-
matischen Grußwort zu der von der
Europäischen Kommission, dem
deutschen Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend und der Bundesarbeitsgemein-
schaft der Freien Wohlfahrtspflege
(BAGFW) gemeinsam getragenen
Internationalen Konferenz „Organi-
sationen, Initiativen und Dienste im
sozialen Bereich – ein Motor der So-
zialpolitik in Europa“ (Aachen, Mai
1999). „Wohlfahrtsorganisationen
und karitative Einrichtungen, NGOs
und der gesamte Freiwilligenbereich
sind unbestreitbare Komponenten
des Hilfesystems, das wir benötigen,
um die Auswirkungen von Benach-
teiligung, Diskriminierung und Aus-
grenzung zu bekämpfen. Sie sind der
erste Anlaufhafen. Und leider oft
auch der einzige für die verletzlichs-
ten Menschen in unserer Gesell-
schaft. Sie übernehmen auch die
wichtige Funktion der Anwaltschaft
für jene, die ansonsten über keine
Stimme in der Gesellschaft verfügen.
(…) Wenn die Politik die Belange
dieser ausgegrenzten Menschen auf-
greifen soll, dann müssen die Zu-
ständigen von ihnen lernen und sie
(die NGOs) müssen lernen, mit ihnen
als Partnern zu arbeiten.“ (FLYNN in:
BmFSFJ 1999: 12).

Hintergrund der institutionellen
Aufwertung der NGOs im neuen
Europa ist ihr Bemühen um die
Selbstorganisation einer Europäi-
schen Plattform. Hier markierte das
Europäische Sozialforum (März
1996) einen zukunftsweisenden
Auftakt. 1997 wurde dazu der neue
Budgetposten „Kooperation mit
Wohlfahrtsverbänden und NGOs“
eingerichtet, im selben Jahr wurde
der EU-Kommission der Bericht
über die Rolle der freiwilligen Orga-
nisationen und Stiftungen als offizi-
elles Dokument vorgelegt. Neue
institutionelle Rahmenbedingungen
zur aktiven Rolle der NGOs
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zwischen Markt und Staat verankert
der Amsterdamer Vertrag (Juni
1997), dessen Programme gegen
soziale Ausgrenzung (Art 137) und
gegen Diskriminierung (Art 13)
bewusst unter Partizipation und
Kooperation der NGOs umgesetzt
werden sollen. 

Damit sind die europäischen Per-
spektiven für selbstorganisiertes En-
gagement zwischen Markt und Staat
ambivalent zu beurteilen: Zwar be-
deuten die Prozesse der Europäi-
schen Einigung eine Steigerung der
Komplexität politischer Systembil-
dung und zugleich eine Ausweitung
der Dynamik des Marktsystems, in
welches zunehmend auch traditio-
nelle „NPO-Bereiche“ hineingezo-
gen werden. Die Abwanderung einst
freier Träger in die erwerbswirt-
schaftliche Privatisierung lässt sich
gerade im Gesundheitsbereich beob-
achten: vom kleinen Pflegedienst bis
zum durchrationalisierten Kranken-
haus erwachsen den freien Trägern
kommerzielle Konkurrenten. Die
mit der Europäisierung weiter
gespannte Mobilität und gesteigerte
Dynamik eines alle Grenzen durch-
brechenden Marktsystems bedrohen
damit die traditionelle Selbstgenüg-
samkeit der etablierten Drittsektor-
organisationen. Zumindest gewinnt
auch im Dritten Sektor das Steue-
rungsmedium Geld eine zentralere
Bedeutung, wie es in Deutschland
mit der Rationalisierung der Kran-
ken- und Pflegeversicherungen spür-
bar vorangetrieben wird. Gerade im
Gesundheitsmarkt wird mit zuneh-
mender Europäisierung die Dyna-
mik steigen. 

Längst sind die letzten Schranken
gefallen, die das nationale Sozial- und
Gesundheitswesen einst vor europäi-
scher Konkurrenz geschützt hatten.
So hat der Europäische Gerichtshof
die in der deutschen Pflegegeldversi-
cherung zunächst gebotene Bindung
des Pflegegeldes an das nationale
Territorium (§34 SBGl) aufgehoben.
Damit können Geldleistungen und
geldwerte Ansprüche grenzüber-
schreitend exportiert werden. Diese

nun auch auf dem Gesundheitsmarkt
wirksamen europäischen Koordina-
ten und Konkurrenzen könnte den
jeweils heimischen Anbietern zur
drückenden Bedrohung werden.

Aber auch hinsichtlich der Ebene
der politischer Steuerung fordern
komplexer werdende Relationsmus-
ter von den Akteuren gesellschaftli-
cher Selbstorganisation in Europa
eine neue Reflexivität. Dies gilt gera-
de dann, wenn die Potentiale der
Selbstorganisation in die Implemen-
tation einer europäischen Gesell-
schaftspolitik einbezogen werden,
wie es nun im neuen Rahmen des im
Amsterdamer Vertrages 1997 als ge-
sellschaftspolitische Antwort auf die
überall in Europa drohende Exklusi-
on gesellschaftlicher Randgruppen
institutionell verbindlich wurde. 

Neben der Stabilisierung der
Organisation nach „innen“ durch die
Profilierung der produktiven Qua-
lität und der kulturellen Identität,
stabilisieren NGOs heute ihre Rela-
tionsmuster in der Spannung zu
Markt und Staat über die Entwick-
lung europäischer Netzwerke: Ge-
fördert wird dieses durch Plattfor-
men des professionellen Austausches
und der Aushandlung strategischer
Positionen. Dazu gehören auch die
Einrichtungen zur Koordination
und öffentlichen Präsentation ge-
meinsamer Interessen gegenüber
dem politischen System und seinen
gesellschaftlichen Umwelten. Diese
entwickeln sich gegenwärtig als in-
stitutioneller Rahmen des stattfin-
denden Dialogs, etwa bei den Ver-
handlungen über den Einsatz des
Europäischen Sozialfonds oder über
die Umsetzung der im Amsterdamer
EU-Vertrag verabschiedeten Artikel
gegen soziale Ausgrenzung und für
die Einbindung von Randgruppen.

Auf diese Weise ist die Institu-
tionalisierung transnationaler Akti-
vitäten und Kooperationen im Be-
reich des Dritten Sektors inzwischen
zügig vorangetrieben worden. Dies
zeigen beispielhaft auch einige der
längst auf europäischer Ebene akti-
ven Konstruktionen: 

• CWC (Community Workers’ Co-
Operative): In Zusammenarbeit mit
lokalen Organisationen geht es um
die Bearbeitung von Problemen so-
zialer Ausgrenzung. Dazu sind Staat,
Gewerkschaften, Wirtschaftsverbän-
de mit Akteuren des Dritten Sektors
an einen Tisch zu bringen.
• EQUAL: Gemeinschaftsinitiative
zum Abbau von Diskriminierungen
des Arbeitmarktes unter Verwen-
dung von Sozialfondsressourcen
durch kommunale Initiativen und
selbstorganisierte Projekte.
• PERCO (Platform for European
Red Cross Cooperation on Refugees):
Hier geht es um grenzgübergreifende
Projekte der Flüchtlingshilfe, aber
auch Initiativen zu Fragen von
Migration und Asyl.

Gewiß werden manche europäi-
sche Entwicklungen zu einer gestei-
gerten Mobilität, Komplexität und
Abstraktheit „großer Systeme“ im
Blick auf die Qualitäten des sozialen
Lebens auch mit Sorge betrachtet.
Doch sollte gerade dies zur Heraus-
forderung werden, gegenüber einer
in ihrer Komplexität gesteigerten
„Staatlichkeit“ und einer verschärf-
ten Marktdynamik die besonderen
Ressourcen und Potentiale von
NGOs und NPOs neu zu identi-
fizieren und zu aktivieren. 

Zum anderen könnte die gestei-
gerte Mobilität der europäischen Ar-
beits-, Güter- oder auch Wohnungs-
märkte dazu führen, dass in einer
immer „abstrakter“ werdenden Ge-
sellschaft die sozialräumliche Veran-
kerung des sozialen Lebens an Bo-
den verliert – und mit ihr die in tra-
ditionelle Milieus eingebundenen
bodenständigen Mitgliederorganisa-
tionen. 

Doch zugleich kommt es zu Ge-
genbewegungen – so ist gegenwärtig
etwa eine Belebung der europäischen
Vereinslandschaft beobachtbar. Viel-
leicht gerade deshalb, weil die Mit-
gliedschaft im Verein ein Gegen-
gewicht gegenüber der drohenden
Anonymisierung von Großgesell-
schaften verspricht: „Die Vereins-
dichte hat sich seit 1960 in Deutsch-
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land verdreifacht, in Frankreich und
Österreich finden sich ähnliche Zah-
len. Das gewiß: wir sind immer häu-
figer Mitglieder in immer mehr Ver-
einen, die aber immer weniger die
Großvereine oder Gemeinschaften
sind, die in ihrer jetzigen Verfassung
aus dem industriellen Zeitalter stam-
men. Die Vereinslandschaft wandelt
sich.“ (ANHEIER 1999: 20). Dabei
weisen die im europäischen Kontext
neu orientierenden Strategien im
Dritten Sektor nationale Besonder-
heiten auf:
• Als „Economie sociale“ präsentie-
ren sich Konzepte, deren sozial-
oder gemeinwirtschaftlichen Struk-
turen sich bewusst im Kontrast zu
den Marktmechanismen des Wirt-
schaftssystems definieren.
• Die programmatische Tradition
der freien „Assoziation“ – oft be-
wusst im Abgrenzung zu Staat und
Kirche gesetzt – signalisiert eine ge-
rade in den südeuropäischen Regio-
nen Italiens und Spaniens zu beob-
achtende Erneuerung genossen-
schaftlicher Werte und Muster. 
• Als „Local contracts“ präsentiert
sich in England ein „New Deal“
von „Public-private partnerships“ –
gerade im kommunalen Kontext.
• In Deutschland schließlich gewin-
nen ordnungspolitische Traditionen
einer Kombination der Prinzipien
Solidarität, Subsidiarität, Pluralität
neu an Bedeutung 

Möglicherweise kann die Euro-
päisierung aber auch die in den
nationalen Wohlfahrtskulturen ver-
festigten Entwicklungssperren des
Dritten Sektors neu fordern und da-
mit fördern.
• In Frankreich ist ein – im dort
klassischen Etatismus verankertes –
staatliches Misstrauen gegenüber
bürgergesellschaftlichen Initiativen
zu überwinden. 
• In Deutschland hat die bewusst ge-
pflegte Wertbindung der Wohl-
fahrtsverbände als „Idealvereine“
(im Unterschied zu Wirtschaftsverei-
nen) die Aktivierung wirtschafts-
rationaler Steuerungsmodi im Drit-
ten Sektor lange blockiert. 

• In England versperrte die große
Tradition einer auf privaten Eigen-
mitteln gründenden „Charity“ lange
den Anspruch auf öffentliche Subsi-
dien. 

An all diesen Fronten könnte die
Europäisierung – nicht nur über die
neuen Geldquellen europäischer So-
zialfonds – neue Perspektiven eröff-
nen: „Europa bietet also die Chance,
das auf europäischer Ebene zu errei-
chen, was staatliche und auch ver-
bandliche Politik und Interessenla-
gen auf nationaler Ebene verhindern
oder zumindest erschweren. Europa
bedeutet in vieler Hinsicht eine Poli-
tik der Deregulierung und Entflech-
tung. (…) So werden in den kom-
menden Jahren viele Freiräume von
und in Europa geschaffen werden,
die zu Umstrukturierungen ja Um-
wälzungen auf nationaler Ebene
führen“. Gerade im Dritten Sektor:
„Europa bietet dem Dritten Sektor
die Chance, aus nationalstaatlichen
und industriegesellschaftlichen
Strukturen herauszuwachsen, sich
gleichsam zu regenerieren, um somit
das zivilgesellschaftliche Fundament
einer zukünftigen europäischen Ge-
sellschaft zu bilden.“ (ANHEIER

1999: 21)
Auch für die „innere“ Entwick-

lung Europas verspricht die im Drit-
ten Sektor entwickelte soziale und
politische Kultur „die Chance, über
den gemeinsamen Markt und über
gemeinsame politische Institutionen
hinausgehend, der Idee einer eu-
ropäischen Gesellschaft Sinn, Struk-
tur und Leben zu geben – (als) Aus-
druck einer reflexiven, souveränen
Gesellschaft.“ (ANHEIER 1999: 21)

Summary

Against the background of the “ideas
of 1789” European modernity has
developed within the interactional
focus of economic freedom and
national unity, of social equality and
a mutually supportive community.
Another feature influencing the
political and social cultures of mod-

ern Europe is the “third sector”, or
self-organized solidarity, that has
been emerging from “between
market and state”.

The ground for all this was bro-
ken in pre-revolutionary Europe
through the traditional freedoms of
communities, foundations and co-
operatives. In present-day Europe,
this tradition has led to new, cross-
border forms of self-confident and
self-organized commitment. One
example are “public-private part-
nership” initiatives which connect an
active, self-directed, supportive
community with the principles of
subsidiarity, demanding priority of
social networks over the functional-
ist workings of a society that is
based on organizing everything. The
very principle of subsidiarity has
been institutionally confirmed by
the European Treaties of Maastricht.
The studies that make an interna-
tional comparison of the “third
sector” consist of the following areas
of research: questions of organiza-
tion; motivation profiles; problems
of legitimation concerning voluntary
and honorary associations; founda-
tions and social movements. Due
consideration must be given to
national characteristics of the right
of association as well as national
differences regarding the respective
social and political cultures. More-
over, it should be noted that, in the
course of European unification,
structural and cultural common
elements are emerging. This is dem-
onstrated by the regulations and
supportive measures of an active
policy of subsidiarity on the various
levels of the EU – especially in the
political sector of social policy as
regards work and employment,
social security and cultural develop-
ment.

Anmerkungen:

1) In dieser schwer ins Deutsche übersetzba-
ren Programmformel („Progettualità“) steckt
nicht nur das modisch gewordene „projektive
Denken“ (von Projektorientierung und Pro-
jektmanagement), sondern auch die „pro-
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